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Sachverhalt

Nicht miteinander verheiratete Eltern haben der VB einen Unterhaltsvertrag zur Genehmi-gung unterbreitet. Diese hat den Unterhaltsvertrag ohne weitere Prüfung und ohne die Eltern anzuhören genehmigt, ohne im Genehmigungsbeschluss eine Rechtsmittelbelehrung anzubringen. Die beteiligte Jugend und Familienberatung erkundigt sich,
· ob eine Rechtsmittelbelehrung in einem Genehmigungsbeschluss zwingend sei,

· welche rechtlichen Folgen die fehlende Genehmigung allenfalls habe,

· in welchem Umfang die Behörde verpflichtet sei, die finanziellen Verhältnisse der Eltern zu prüfen.

Erwägungen

1. Der Unterhaltsvertrag wird für das Kind erst verbindlich mit der Genehmigung durch die VB (Art. 287 Abs. 1 ZGB). Die Bestimmung hat ihr Vorbild in den Art. 421/422 ZGB über die Genehmigung von Rechtsgeschäften der vormundschaftlich betreuten Personen. Sie dient einzig dem Schutz des Kindes und nicht dem des unterhaltspflichtigen Elternteils
 

2. Die Genehmigungsinstanz hat die folgenden Punkte zu prüfen:
- die Klarheit und Vollständigkeit des Vertrags
- die Einsicht der Parteien in die Tragweite des Vertrags,
- die Rechtmässigkeit und Angemessenheit des Inhalts, insbesondere im Lichte von 
  Art. 285 Abs. 1 ZGB  Dazu gehören schlüssige Feststellungen über Einkommens-
  und Vermögensverhältnisse 
 Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die Prüfung ergibt, dass der vereinbarte Unterhaltsbeitrag angemessen ist und Art. 285 Abs. 1 ZGB entspricht und sie ist zu verweigern, wenn diese Anforderungen  nicht erfüllt sind

3. Die VB hat die Eltern anzuhören

4. Die Genehmigung oder Nichtgenehmigung ist ausdrücklich auszusprechen, zu begründen und in einem  Beschluss mit Rechtsmittelbelehrung festzuhalten
 Der Entscheid der VB kann mit der Beschwerde nach Art. 420 Abs. 2 ZGB an die Aufsichtsbehörde weiter gezogen werden.

5. Vor der Genehmigung eines Unterhaltsvertrags ist dieser für das Kind nicht verbindlich, d.h. es kann sich vom Vertrag lossagen und andere Bedingungen für einen neuen Vertrag vorschlagen oder die Unterhaltsklage erheben
 Die Erfüllung des Vertrags kann vor der Genehmigung nicht verlangt werden, weshalb der nicht genehmigte Vertrag auch keinen Rechtstitel zur Geltendmachung der Alimenten-bevorschussung darstellt.

6. Das Fehlen einer Rechtsmittelbelehrung stellt eine mangelnde Eröffnung des Beschlusses dar. Aus ihr darf den Parteien kein Rechtsnachteil erwachsen (wenn sie z.B. verspätet ein Rechtsmittel ergreift). Während sich die Begründungspflicht einer Verfügung als Bestandteil des rechtlichen Gehörs aus Art. 29 BV ergibt, besteht kein verfassungsrechtlicher Anspruch auf eine Rechtsmittelbelehrung. Wenn nicht das kantonale Verfahrensrecht eine Rechtsmittelbelehrung verlangt, hindert deren Fehlen die Rechtskraft der Verfügung nicht. Das aargauische Verwaltungsrechtspflegegesetz kennt keine solche Bestimmung.

Niederrohrdorf, 1. November 2006 

Christoph Häfeli
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